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Aus dem Beide. 


Der Kaiſer mit der „Hohenzollern“ iſt 
geſtern um 8 Uhr 40 Min. in Bergen ange⸗ 
kommen, von den Feſtungswerken mit 25 Salute 
ſchüſſen begrüßt, gleichzeitig „Gefion“ und 
„Torpedoboot 23“. Die Verletzung des Kaiſers 
am Auge befindet ſich zwar in voller Heilung, 
macht aber doch noch Behandlung nothwendig. 

em Vernehmen nach geht die Kaiſeryacht am 
Sounabend nach Kiel ab. Der Kaiſer ver⸗ 
anlaßte alsbald nach Ankunft eine telegraphiſche 
Verbindung der „Hohenzollern“, welche Kabel 
mitführt, mit dem Feſtlande. Die Leiche des 
jungen von Hahnke iſt noch nicht geborgen. 
leber den Unfall wird noch berichtet: von 
Hahnke machte einen Ausflug aufs Land und 
uhr mit dem Rade den See entlang, und zwar 
ſehr ſchnell. In Schweiß gerathen, wollte er 
mit der Linken ſein Taſchentuch aus der Taſche 
nehmen, verlor in Folge der Handbewegung die 
Herrſchaft über das Fahrrad, ſtürzte den zwölf 
uß hohen jähen Abhang hinunter und ver⸗ 
ſchwand im tiefen Waſſer. Dieſe Beſchreibung 
rührt von einem Knaben her, der ihn im 
Augenblick des Herabſtürzens ſah und ſeinen 


aus Berlin: Entgegen allen ſonſtigen Mel: 
dungen werden auf der Reiſe nach Kronftadt 
den Kaiſer nach endgültigen Beſtimmungen beide 
Pangerdivifionen begleiten, fo daß das kaiſer⸗ 
liche Geſchwader aus zehn Schiffen beſtehk. — 
Der Finanzminiſter Dr. Miquel und der 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten Thielen 
beſichtigten geſtern in Elberfeld die großen 
Etabliſſements von Wilhelm Böddinghaus ſowie 
von Schlieper und Baum. Hierauf fand in dem 
Kaſino ein Diner ſtatt, zu welchem etwa 20 
Induſtrielle von dem Oberbürgermeiſter geladen 
waren. Trinkſprüche wurden ausgebracht von 
dem Oberbürgermeiſter auf die Gäſte, von dem 
Finanzminiſter Miquel auf die Stadt Elberfeld 
und von dem Miniſter Thielen auf die Frauen 
Elberfelds. Nach dem Diner machten die 
kiniſter eine Spazierfahrt durch die umliegenden 
ergwälder. — Am 9. d. M. ſtarb auf ſeinem 
Gute Mansfelde im Kreiſe Friedeberg in der 
keumark der Major z. D. Benno von Kno⸗ 
belsdorff⸗Brenkenhoff, der 1879—82 als 
Mitglied der konſervativen Partei den Wahl⸗ 
bezirk Arnswalde-Friedeberg im Abgeordneten: 
hauſe vertrat. — Der „Hannov. Sour.” meldet, 
in Kurzem werde ein größeres Avancemeut in 
den mittleren Stabsoffizierchargen der 
Kavallerie ftattfinden, da nicht weniger als 15 
etatsmäßige Stabsoffiziere von Kavallerie⸗ 
Regimentern ihren Abſchied eingereicht hätten. 
— In der Artilleriekaſerne zu Straßburg i. E. 
ereignete ſich ein trauriger Vorfall. Ein aus 
Mühlhauſen gebürtiger Artilleriſt kam nach dem 
Zapfenſtreich in betrunkenem Zuſtande lärmend 
85 ſeine Stube. Ein Gemeiner ſowie ein 
bergefreiter verſuchten ihn zur Ruhe zu bringen. 
Dies veraulaßte den Betruntenen, feine Flinte, 
nach anderer wahrſcheinlicherer Verſion feinen 
Revolver, zu ergreifen und drei Schüſſe abzu⸗ 
feuern, wovon zwei den Gemeinen in den Arm 
und in den Bauch trafen. Der Obergefreite 
erhielt einen Schuß in den Unterſchenkel, der 
eine Amputation zur Folge hatte. Der Uebel— 
thäter wurde von den Stubengenoſſen bis zur 
Lennie ite durchgeprügelt und liegt jetzt im 
zareth. 


PER SRR ER REE gear 


Deutſchland. 

Berlin, 15. Juli. Die „Kölniſche Zeitung“ 
ſchreibt: 
di „Die Vo gänge in Eger und die Haltung, 
le die öſterreichiſche Regierung den Deutſchen 
gegenüber einnimmt, müſſen bei uns Reichs⸗ 
deutſchen naturgemäß ſchmerzliche Gefühle here 
vorrufen, aber wir befinden uns bei allen dieſen 
108 semen in einem gewiſſen innern Zwieſpalt. 
fich Mitglied des Dreibundes hat Deutſchland 
Det die öſterreichiſche Regierung nicht zu 
Wet. gehabt, und auch dem Grafen Badeni 
Baff in dieſer Beziehung durchaus kein Vor⸗ 
dleſe gemacht werden. Wir haben alſo von 
‘ivi Standpunkte ihm 
pchwierigkeiten in den Weg zu legen oder durch 


rung beſonders harte Verurtheilung feine Regie⸗ 


— — . — A 


Mittheilungen aus dem 
Grundbeſitz. 


Zur Stage der Wohnungsreſorm 


bringt die 


n dem wirthſchaftlichen 
Verſuche, unſer ct allzu nahe ſtehen. „Die 
Reformwerk zu ts ii mit allerlei jozialem 

erfrachten, haben ſich an der 


Thür des preußi 
Abweiſung gebe, Sandelsminifteriums eine 


zu wünſchen läßt. Der Vorſſchiedenheit nichts 
on angie yet San 
mlich an das zuſtändige Minittert 5 
audel und Gewerbe die Bitte gerichtet die 
eſtrebungen der ſogenannten nati See 


si A national 
Kungärcform zu unterſtützen, die, um eb kurz te 
gen, verlangt, daß eine vom Staate garantirte 


andbriefanſtalt in erſter Linie frei 
ander en und ges 
aber ibigen Baugenoſſenſchaften, in zweiter Line 
ni öffentlichen Bau- oder Wohnungs⸗Kom⸗ 
money die erforderlichen Mittel im ganzen 
ſoll 8 a Bedürfniſſes zur Verfügung ſtellen 
zialen A nun auf dem letzten evangeliſch⸗ſo⸗ 
thie Ge aan die Wohnungsreform 
nne 0 ng der i S , 
politik hingeſtellt worden eb 97 an 


mauchen Kreiſen dem Erfol 
folg jener Eingabe mi 
Der n entgegen. In ſeiner Yutwort klärt 
iniſter, daß ein näheres Eingehen auf den 
lan vorausſichtlich auch dann une 
würde, wenn deſſen Ausführbarkeit 


vorgele $ 
möge B 


fein 


immer ganz andere und zuverläſſigere Stützen 
eines freundlichen Einvernehmens mit Deutſch⸗ 
land ſein werden, 
feindlichen Czechen. 
aber nicht billigen, wenn reichsdeutſche Elemente 
ſich unmittelbar an dem Kampfe gegen eine uns 
befreundete Regierung betheiligen und ebenſo⸗ 
wenig halten wir es weder für angemeſſen, noch 
für nützlich, 
Kampf über die Grenzen ihres Landes in das 
deutſche Reich hineintragen wollen und Kund⸗ 
gebungen, die ihnen in Oeſterreich nicht geſtattet 
werden, 
wollen. 
gar die Verwahrung der Obmänner⸗Konferenz 
des verfaſſungstreuen Großgrundbeſitzes, der es 
mit der Würde und der Pflicht des deutſchen 
Volksſtammes 
findet, daß das 
Handlungen jenfeits der ſchwarz⸗gelben Grenz⸗ 
pfähle verleiten läßt. ¢ 
in Oeſterreich nützen die Deutſchen dadurch nicht, 
denn ihren Gegnern wird durch ſolche Kunde 
gebungen eine Waffe in die Hand gegeben, von 
der ſie zwei elohne an derjenigen Stelle Gebrauch 
machen werden, auf die die Deutſchen in letzter 
Linie doch angewieſen ſind, um erträgliche Zu⸗ 
jtände herbeizuführen. Dieſe Erwägungen ändern 
nichts an der begreiflichen Sympathie — das 
Gegentheil wäre unbegreiflich —, die wir für 
unſere Stammesgenoſſen haben, aber ſie zwingt 
uns 
auf jedes Eingreifen 
Kampf zu verzichten.“ 


Landwirthſchaftsgeſellſchaft, eine ſich von aller 
agrarpolitiſchen Agitation fern haltende, die tech⸗ 
niſche Förderung der Landwirthſchaft erſtrebende, 
deshalb der allgemeinen Sympathie ſichere Ver⸗ 
einigung zu ihrer alljährlichen Wanderverſamm⸗ 
lung zuſammengetreten. 
Mönckeberg hat ſie mit einer Rede begrüßt, in 
der es hieß: 


Band der Intereſſengemeiuſchaft zwiſchen dem 
den Waarenaustauſch vermittelnden Handel und 


eigene Boden nicht hervorbringt, in zweckmäßiger 
Weiſe einzutauſchen, jo wenig kann die Handels: 


noch eine Reihe anderer giebt, deren Befriedigung 
ſich mit gleichem Recht als „Grundforderung 


als die dem Deutſchthum 
Jedenfalls können wir es 


wenn Oeſterreicher dieſen innern 


auf reichsdeutſchem Gebiete abhalten 
Unſerm Empfinden entſpricht ganz und 


in Oeſterreich nicht vereinbar 
nationale Bewußtſein ſich zu 


Auch der eigenen Sache 


eine ruhigere Haltung einzunehmen und 
in dieſem ſchmerzlichen 


— In Hamburg iſt jüngſt die deutſche 


Der Bürgermeiſter Dr. 


„Eins iſt unverändert geblieben und wird 
unverändert bleiben: das iſt das unzerreißbare 


der die Güter erzeugenden und die Güter ber 
brauchenden Juduſtrie und Landwirthſchaft trei⸗ 
benden Bevölkerung. So wenig die Landwirth⸗ 
ſchaft den Handel entbehren kann, der es ihr er⸗ 
möglicht, ihre Erzeugniſſe zweckmäßig zu ver⸗ 
werthen und dafür die Lebensbedürfniſſe, die der 


ſtadt auf die Dauer blühen und gedeihen, wenn 
nicht die Geſamtheit der Bevölkerung des Landes 
ſich eines geſunden Wohlſtandes erfreut. Denn 
nur der Landwirth, der im Stande iſt, für ſeine 
Erzeugniſſe den angemeſſenen und feinen Lebeus⸗ 
verhältniffen entſprechenden Preis zu erzielen, 
nur der kann auch ein zahlungsfähiger Konſu⸗ 
ment für fremde Waaren fein. Das (Nentabilis 
tät und Kaufkraft) iſt ja auch der weſentlichſte 
und Hauptzweck, zu dem Wanderverſammlungen 
deutſcher Landwirthe ftattfinden, zu dem Wanders 
ausſtellungen veranſtaltet werden. Zur Hebung 
und Förderung der deutſchen Landwirthſchaft, zur 
Hebung des Wohlſtaudes der deutſchen Lands 
birthe und damit nicht nur zum Heile der Land⸗ 
wirthe allein, ſondern zum Heile der geſamten 
Bevölkerung des ganzen großen Vaterlandes.“ 
Wollte die kouſervativ⸗agrariſche Preſſe aus 
dieſen Worten des Bürgermeiſters von Hamburg 
eine Folgerung ziehen, ſo hätte es die ſein 
müſſen, daß alle agrariſchen Behauptungen von 
der Gleichgültigkeit oder gar Feindſeligkeit der 
ſtädtiſchen Bevölkerungen gegen das Gedeihen der 
Landwirthſchaft eitel Wind find. Die „Kreuz⸗ 
zeitung“ aber erklärt: „Was hier von dem Bür⸗ 
germeiſter der größten Handelsſtadt Deutſchlands 
ausgeſprochen worden iſt, deckt ſich im Weſent⸗ 
lichen mit den Anſchanungen, die von agrariſcher 
Seite vertreten worden ſind“, und es ſpreche „in 
klarer Weiſe für die Berechtigung der agrariſchen 
Bewegung“. Dieſes Taſchenſpielerſtückchen wird 
doch gar zu ungeſchickt ausgeführt! Bei der 
agrariſchen Bewegung handelt es ſich nicht um 
die⸗Gleichberechtigung der verſchiedenen Erwerbs— 
klaſſen, die der Hamburger Bürgermeiſter betont 


hat, ſondern um die Vorherrſchaft des Groß⸗ 


grundbeſitzes, um die Förderung eines Theiles 
der Landwirthe auf Koſten anderer Volksklaſſen, 
um die Durchſetzung falſcher, für die Geſamtheit 
verderblicher Maßregeln. Die deutſche Land⸗ 
wirthſchaftsgeſellſchaft hat mit alledem nichts zu 
thun, und darum konnte Herr Dr. Mönckeberg 
zu ihr ſo ſprechen, wie er es gethan; zum Bund 
der Landwirthe würde er ohne Zweifel anders 


beſſer dargethan wäre, weil ein unmittelbares 


Wohnungen auf grundſätzliche Bedenken ſtoße. 
Mit dieſer Zurückweiſung gaben ſich die Urheber 
des Planes nicht zufrieden, ſondern verſuchen in 
einer bei Eruſt Hoffmann in Berlin veröffentlichten 
Schrift den Nachweis, daß die ablehnende Ant⸗ 
wort des Miniſters auf irrigen Vorausſetzungen 
beruhe (Neue Beiträge zur nationalen Wohnungs⸗ 
reform, von Albert Schäffle und ps Lechner). 
Ihre Ausführungen werden indeſſen außerhalb 
der Kreiſe, die auf das chriſtlich⸗ſozlale Programm 
eingeſchworen ſind, nicht viele überzeugen, und man 
könnte, ohne voreilig geſcholten zu werden, die 
nationale Wohnungsreform ſchon jetzt in das 
lange Regiſter der todtgeborenen ſozialen Pläne 
eintragen. Weil jedoch die Frage der Wohnungs— 
reform wegen der unverkennbaren Bedeutung, die 
fie für unſere Großſtädte und Juduſtricbezirke 
hat, ſich vorausſichtlich noch lange auf der Tages⸗ 
ordnung halten wird, ſo wollen wir, um weiteren 
Irrgängen in jener Richtung vorzubeugen, noch 
anf einige Schwächen des Planes hinweiſen, die 
uns in den Erörterungen der Preſſe nicht hin⸗ 
reichend bloßgelegt erſcheinen. Zunächſt iſt mit 
Unrecht geſagt worden, daß der Staat mit der 
Anſiedelungsgeſetzgebung auf einem anderen Ge⸗ 
biete genau daſſelbe gethan habe, was jetzt in 
der Wohnungsfrage von ihm verlangt werde. 
Das Anſiedelungsgeſetz nimmt die Staatshülfe 
zur Schaffung von Arbeitsgelegeuheit, alſo für 
Zwecke der Produktion in Anſpruch, während die 
Wohnungsreform ſich ausſchließlich als 
Frage der Konſumtion darſtellt. Wer dieſen 
Unterſchied gering anſchlagen möchte, ſei daran 
erinnert, daß es neben dem Wohnungsbedürfniß 


geſprochen haben; aber der wird ſich hüten, 
Generalverſammlung in Hamburg abzuhalten. 


rathsſitzung erklärte der ermeiſter 
fibium des Gemeinderathes ſei nicht in der Lage, 
in Folge der geſetzlichen Beſtimmungen die Ge⸗ 
ſchäfte vei} 
ſtellen. Der Gemeinderath nahm zwei die Egerer 
Vorfälle betreffende Reſolutionen an. 


Nationalfeiertages ſtattgefunden. 
ſcheint in Paris kein ſtörender Zwiſchenfall vor⸗ 
gekommen n 
Telegrammen herrſchte auf den Straßen ein ſehr 
lebhaftes Treiben. 
am Vormittag die gewöhnlichen Kundgebungen 
vor 
d' Are und von Gambetta ſtattgefunden. eit 
Truppenrevue, welche Nachmittags in Longch mps ſchwediſchen Schiffen vom 26. d. M. ab. 
ſtattfand, wohnte der Präſident Faure mit den 
Spitzen der Behörden bei. Der Präfident wurde 
auf der Fahrt zum und vom Paradefelde, wie 
auf letzterem ſelbſt von der zahlreichen Menge 
lebhaft begrüßt. 
werden vom Vormittag glänzende Truppenparaden 
gemeldet, welche überall im Beiſein großer Zu⸗ 
ſchauermengen abgehalten wurden. 


zurückzunehmen. 


Eingreifen des Staates zur Herſtellung guter 


ine] wo preutziſche Miniſter über Pläne fo abentener⸗ 


er Sei 


R 
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Deiterreich: Mugaru. 


Graz, 14. Juli. In der heutigen Gemeinde⸗ 
d Bürgermeiſter, das Prä⸗ 


im übertragenen Wirkungskreiſe einzu⸗ 


Frankreich. 


In Frankreich hat geſtern die Feier des 
Bis zum Abend 


zu ſein. Nach den eingegangenen 


Bei ſchönem Wetter haben 


der Jeanne 


den Statuen von Straßburg, 
Der 


Aus den Provinzialſtädien 


Italien. 
Rom, 14. Juli. Zur Feier des franzöſi⸗ 


ſchen Nationalfeftes empfing der franzöſiſche Bot: 
ſchafter Billot die Mitglieder der frauzöſiſchen 
Kolonie. 
ſpruch aus, in welchem er zunächſt an dasjeuige 
erinnerte, 


Der Botſchafter brachte einen Trink⸗ 


was er gelegentlich des Neujahrs⸗ 
empfanges über die Beſſerung der Beziehungen 
zwiſchen Frankreich und Italien geſagt hatte, und 
fuhr dann fort, er habe zu dem, was er damals 
geſagt, nichts hinzuzufügen und auch nichts davon 
Das Annäherungswerk nehme 


einen normalen Fortgang; er habe das Ver⸗ 


trauen, daß man zu dem Ziele gelangen werde, 


welches alle vor Augen haben. 


Ruland. 

Aus Warſchau wird mitgetheilt, daß der 
Zar und die Zarin am 12. September zu vier⸗ 
tägigem Aufenthalte dort eintreffen und ſich 
dann für mehrere Wochen nach dem Luſtſchloſſe 
Spala begeben werden. Seitens der Behörden 
und der Bürgerſchaft werden große Empfangs- 
feierlichkeiten vorbereitet. 


Türkei. 


Sonftantinopel, 14. Juli. Hier verlautet, 
daß in ſämtlichen Antworten der Souveräne der 
Großmächte dem Sultan ernſtlich augerathen 
wird, in der Grenzfrage nachzugeben. Die Ant⸗ 
wort des deutſchen Kaiſers habe beſagt, die 
deutſche Regierung werde die Forderung des 
Sultans nochmals erwägen. Die deutſche Re— 
gierung habe ſodann durch den Botſchafter in 
Konſtantinopel, Frhrn. Saurma v. d. Jeltſch, 
dieſelben ernſten Vorſtellungen, in der Greuzfrage 
nachzugeben, machen laſſen. Der Kaiſer von 
Rußland ſoll in ſeiner Autwort mit Repreſſalien 
in Klein-Aſien gedroht haben, wenn Theſſalien 
nicht geräumt werde. Der Sultan hätte geant⸗ 
wortet, er werde ſuchen, die Fürſprache des 
Kaiſers von Rußland zu berückſichtigen; er lehne 
aber die Verantwortung fur die Folgen des Ein⸗ 
druckes ab, den die gänzliche Preisgabe Theſſa⸗ 
liens auf das Volk und das Heer machen werde. 
Es iſt noch nicht bekannt, welche Eutſcheidung 
der geſtrige gußerordentliche Miniſterrath ge: 
troffen hat. Die Oppoſition des Hofes und der 
Miniſter ſcheint fortzudauern. Eine Erregung 
der Volksmaſſen läßt ſich nicht feſtſtellen; nur 
Offiziere, Beamte und Geiſtlichkeit ſprechen gegen 
die Preisgabe Theſſaliens. Mau nimmt an, 
daß die Bewegung künſtlich genährt wird. 


Arbeiterbewegung. 


— Ein neues Streikreglement für die ges 
ſamten Gewerkſchaften Deutſchlauds hat die 
Generalkommiſſion der deutſchen Gewerkſchaften 
ausgearbeitet. Das Reglement iſt in erſter 
Linie gegen den Einfluß der örtlichen Gewerk⸗ 
ſchaftskommiſſionen auf die Ausſtände gerichtet. 
Es heißt: 

1. Die Kommiſſion iſt verpflichtet, 
Zentralvorſtand der Organifation, die ſich am 
Orte im Streik befindet, auf Erfordern über die 
Lage des Ausſtandes Bericht zu erftatten, 2. 


chriſtlicher Sezialpolitik“ bezeichnen ließe. Und 
wenn der Staat erſt einmal dazu übergegangen 
wäre, das Wohnungsbedürfniß durch unmittel- 
bares Eingreifen zu befriedigen, ſo wüßten wir 
in der That nicht, mit was für ſtichhaltigen 
Gründen er ſich weigern könnte, dem noch dring⸗ 
licheren Nahrungsbedürfniß durch den Betrieb 
eigener Bäckereien und Schlächtereien zu begegnen. 
Man braucht dieſen Gedanken nur auszudenken, 
um die gefährlichen Abgründe zu erkennen, zu 
denen die „nationale“ Wohnungsreform hin⸗ 
treiben würde. Ein zweiter fauler Punkt des 
Planes ijt die öffentliche Kommiſſion, die die 
Befugniß haben ſoll, überall dort, wo keine Baus 
genoſſenſchaften dem Wohnungsbedürfniz abe 
helfen, ſelbſt mit der Einrichtung von Wohn⸗ 
häuſern vorzugehen. Von den vielen anderen 
Bedenken, die dieſem Vorſchlage entgegenſtehen, 
wollen wir ſchweigen und erlauben uns ſtatt 
deſſen nur die Frage, wer denn für die unaus⸗ 
bleiblichen finanziellen Ausfälle des Unternehmens 
verantwortlich gemacht werden ſoll. Nicht ohne 
Grund Hat der Miniſter die Befürchtung ausge⸗ 
ſprochen, daß bei dem erforderlichen großen 
Hülfsperſonal an Technikern, Miethverwaltungs⸗ 
und Rechnungsbeamten die Thätigkeit jener 
Kommiſſion ſich ſelbſt daun als unwirthſchaftlich 
erweiſen werde, wenn es gelingen ſollte, überall 
geeignete Perſonen zu gewinnen und naheliegende 
Beeinfluſſung durch eigennützige Sutereffen aus⸗ 
zuſchließen. Wir ſtimmen dieſer Auffaſſung bei 
und wünſchen, daß nie ein Tag kommen möge, 


licher Art ein anderes Urtheil fällen. Und wenn 
ſolche Pläne, wie im vorliegenden Falle, von 
einer Firma ausgehen, die ſich unaufhörlich und 
faſt reklamenartig auf das Chriſtenthum beruft, 
ſo ändert das nichts an der Thatſoche, daß ihre 


lerft nach Einholung der Bewilligung von der 


bezw. bewilligt werden. 


Krouen per Monat, den Zehnſtunden-Arbeitstag 


Abſender verſuchte es mit einer Eingabe an das 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten; aber auch 
hier erhielt er abſchlägigen Beſcheid, „da die 
Eiſenbahnverwaltung den Frachtvertrag innerhalb 
der ordnungsmäßigen Lieferfriſt erfüllt habe“. 
Der Abſender hatte alſo den Schaden zu tragen. 
Welche nachtheiligen Folgen aber die langen 
Lieferfriſten namentlich in warmer Jahreszeit 
für den Fiſchhandel nach ſich ziehen können, 
wird jeder beurtheilen können, der die leichte 
Verderblichkeit der Seefiſche kennt. Es iſt daher 
eine Abkürzung der Lieferungsfriſten im Intereſſe 
des ganzen Fiſchhandels dringend geboten. Die 
betheiligten Kreiſe ſtreben auch mit aller Energie 
dahin, daß ihren Wünſchen, die noch auf der 
letzten Generalverſammlung des „Vereins deut⸗ 
ſcher Fiſchhändler“ in Erfurt auf Vorſchlag des 
Herrn Dümeling⸗Hamburg in das Schlagwort 
zuſammengefaßt wurden: „Fiſche müſſen mit der⸗ 
ſelben Schnelligkeit wie Perſonen befördert wer⸗ 
den“, baldigſt Rechnung getragen wird. 

Der 29. Kongreß für innere 
Miſſion wird in der Zeit vom 4. bis 7. Ok⸗ 
tober in Bremen abgehalten werden; Referate 
haben übernommen Konſiſtorialrath Profeſſor Dr. 
Cremer⸗Greifswald über „Die innere Miſſion 
als Bethätigung des allgemeinen Prieſterthums 
der Gläubigen“, Paſtor Oehlkers vom Stephans⸗ 
ſtift in Hannover über „Beſtand, Ziel und 
Hinderniſſe der deutſchen evangeliſchen Seemanns⸗ 
miſſion“, Pfarrer Oſtertag⸗München über „Die 
Pflege der konfirmirten weiblichen Jugend des 
gewerblichen Arbeiter- und Handelsſtandes“, 
Paſtor D. Büttner vom Henriettenſtift in Han⸗ 
nover über „Die evangeliſche Diakoniſſenarbeit“, 
Paſtor Cuntz⸗Bremen über „Die Fürſorge für 
die Auswanderer“ und Schulrath Dr. Frohn⸗ 


Die Gewerkſchaftskommiſſion darf erſt dann einen 
Streik unterſtützen, wenn er vom Zentralvorſtand 
gutgeheißen wird. Lokalorganiſationen werden 


Kommiſſion unterſtützt. 3. Die Unterſtützung 
wird aus freiwilligen Beiträgen beſtritten. 4. 
Darlehen zu Streiks dürfen nicht aufgenommen 
5. Auswärtige Streiks 
werden nur auf Geſuch des Zeutralvorſtandes 
der betreffenden Gewerkſchaft und nach vor⸗ 
herigem Plenarbeſchluß ſeitens der Kommiſſion 
unterſtützt. 6. Sammelliſten müſſen mit dem 
Stempel der Kommiſſion verſehen werden. 7. 
Unterſtütungen an auswärtige Streiks dürfen 
ſeitens der Kommiſſionen nur an die Zentral⸗ 
vorſtände abgeliefert werden. 8. Ueber die 
Beendigung der Unterſtützung entſcheidet die Kom⸗ 
miſſion erſt nach vorheriger Verſtändigung des 
Zentralvorſtandes. 

— Wie aus Stockholm telegraphirt wird, 
beſchloß der ſchwediſche Seemaunsverein eine 
allgemeine Arbeitseinſtellung auf 10 ae 

ie 
Seeleute verlangen einen Minimallohn von 50 


und beſondere Bezahlung von Ueberſtunden. 


— iD AA 


Stettiner Nachrichten. 


Stettin, 15. Juli. Herr Konſiſtorial⸗ 
Präſident Dr. Richter iſt bis zum 24. 
Auguſt beurlaubt, in dieſer Zeit ſind Geſuche 
und Eingaben in Präſidialſachen an „das Prä⸗ 
ſidium des königlichen Konſiſtoriums“ zu adreſſiren. 
Im Monat Juni betrug im Ober-Poſt⸗ 
Direktions⸗Bezirk Stettin die Einnahme an 
Wechſelſtempelſteuer 10 385 Mark, dazu 
aus den Vormonaten ſeit April 16 859,40 Mark, 
zuſammen 27 244,40 Mark oder 105,40 Mark 
mehr als in demſelben Zeitraum des Vorjahres. 

— Im Monat Juni betrug im Verwal⸗ 
tungsbezirk Pommern die Menge des hergeſtellten 
Branntweins 12852 Hektoliter reinen 
Alkohols, 13488 Hektoliter wurden nach Ent: 
richtung der Verbrauchsabgabe in deu freien Ber: 
kehr geſetzt, 2299 Hektoliter zu gewerblichen 
Zwecken ſteuerfrei verabfolgt und 132 979 Hekto⸗ 
liter blieben am Schluſſe des Monats als Be— 
ſtand in den Lagern und Reinigungs-Anſtalten 
unter ſteuerlicher Kontrolle. 

— Ueber die zu lang bemeſſenen Liefe⸗ 
rungsfriſten für friſche Seefiſche 
iſt ſchon ſeit langer Zeit von den deutſchen Hoch— 
ſeefiſcherei-Intereſſenten Klage geführt, und es iſt 
auch vielfach verfügt worden, eine Abkürzung 
durchzuſetzen. Noch auf der am 28. April im 
Reichsamt des Innern in Berlin abgehaltenen 
Fiſchereikonferenz, in welcher u. A. auch die wich⸗ 
tige Frage der Lieferungsfriſten zur Berathung 
gelangte, wurde von einem Vertreter der Regie⸗ 
rung das Verſprechen gegeben, daß ſeitens der 
letzteren bezw. ſeitens des Eiſenbahn⸗Miniſteriums 
alles Mögliche geſchehen ſolle, um die Wünſche 
der Hochſeeſiſcherei-Intereſſenten zu erfüllen. Der 
Ausführung dieſes Verſprechens harrt man aber 
z. Z. in betheiligten Kreiſen leider noch immer 
vergebens. Die Lieferfriſt, welche den Eiſen— 
bahuverwaltungen bis an die Grenzen des deut⸗ 
ſchen Reiches geſetzt iſt, beträgt 6 Tage. Die 
Frage, in welcher Veſchaffeuheit die Waare in 
die Hände des Empfängers gelangt, iſt dabei für 
die Eiſenbahnverwaltung Nebenſache. Sie hat 
bei ſechstägiger Lieferung ihre Friſt innegehalten, 
und damit iſt für ſie die Sache abgethan. Zu 
welchen Kouſequenzen das führen kann, mag uns 
ter vielen anderen ein Fall beweiſen, der nach 
der „Frankf. Ztg.“ zu Anfang d. J. einer Fiſch⸗ 
großhandlung zu Geeſtemünde paſſirt iſt. Diele 
hatte eine Sendung friſcher Seefiſche, von dort 
nach Nördingen in Luxemburg adreſſirt, zur Bahn 
gegeben. Erſt nach vier Tagen traf die Waare 
in Nördingen ein, nachdem ſie vorher in Folge 
eines Verſehens der Eiſenbahnbeamten eine Extra— 
fahrt nach Nördlingen in Schwaben gemacht 
hatte. Selbſtverſtändlich kam die Waare für den 
Empfänger in Nördingen zu ſpät, und er ver⸗ 
weigerte in Folge deſſen die Annahme. Auf 
ſeine Beſchwerde hin wurden dann ſeitens des 
Abſenders Nachforſchungen angeſtellt, aus wel— 
chem Grunde die Lieferung verzögert ſei, worauf 
er mit Rückſicht auf den Umweg, den die Sen⸗ 
dung über Nördlingen gemacht hatte, Schaden: 
erſatz ſeitens der Eiſeubahnverwaltung bean⸗ 
ſpruchte. Seine Anträge wurden jedoch von der 
Eiſeubahnverwaltung mit der Begründung abge⸗ 
lehnt, daß die Sendung rechtzeitig innerhalb der 
Lieferungsfriſt vou 6 Tagen dem Empfänger zur 
Verfügung geſtellt ſel. Eine weitere Reklama⸗ 
tion wurde ebenfalls abſchlägig beſchieden. Der 


ken ſind der Frauenbewegung durch das Evan⸗ 
gelium geſetzt?“ 

— Der neue Schwank „Die Loreley“, welcher 
morgen, Freitag, im Elyſium⸗Theater 
zur erſten Aufführung gelangt, ſoll eine der hei⸗ 
terſten Gaben ſein und hat überall einen vollen 
Lacherfolg davongetragen. Sicher wird ein ſolcher 
auch hier nicht ausbleiben. 

* Zwei hieſige Innungen hielten geſtern ihr 
Königsſchießen ab und zwar die Malerinnung 
in der Podejucher Waldhalle (Leo Olwig) und 
die Töpferinnung auf dem Julo, bei der Letzte⸗ 
ren errang die Königswürde Herr Töpfermeiſter 
Eggert, bei der Malerinnung Herr Maler 
Wilhelm Broſe. 


CCC TRE RT NEE 
Stettiner Gartenbau⸗Verein. 
Verſammlung vom 12. Juli. 


Vorſitzender Herr Koch. 


Nach Verleſung des letzten Protokolles und 
Bekanntgabe der eingegangenen Schriftſachen 
theilte der Vorſtand mit, daß die für dieſes 
Jahr geplante Roſen-Ausſtellung in Folge der 
andauernd heißen und trockenen Witterung habe 
ausfallen müſſen. Da aber auch die Anmel- 
dungen nicht zahlreich eingegangen ſeien, ſo müſſe 
man annehmen, daß das Jutereſſe für Roſen⸗ 
Ausſtellungen bei den Ausſtellern nicht mehr in 
dem Maße vorhanden fei, wie es zur Veran⸗ 
ſtaltung tadelloſer Roſen⸗Ausſtellungen noth⸗ 
wendig ſei. So ſehr mau dies auch beklagen 
müſſe, ſo wäre der Verein doch gezwungen, bei 
der Beſchlußfaſſung über zu veranſtaltende Aus— 
ſtellungen für die Folge dieſe Thatſache im Auge 
zu behalten. — Gleichzeitig wurde mitgetheilt, 
daß der Feldmeß⸗Unterricht begonnen habe und 
daß als Verſuchsfeld die H. Schultz'ſche Gärtnerei 
auserſehen worden ſei. Die Betheiligung laſſe 
noch zu wünſchen übrig und fei es rathſam, daß 
die Prinzipale ihre jungen Leute, ſofern ſie Luſt 
zum Lernen haben, zum Beſuche der Unterrichts⸗ 
ſtunden anhalten. Hierauf berichtete Herr 
Wieſe über die neue, durch den Pilz Monilia 
fructigena verurſachte Krankheit au Kirſch⸗ 
bäumen. In einem auch dem Vorſtande des 
Garteubau-Vereins zugegangenen Runderlaß des 
audwirthſchaftlichen Miniſteriums wird darauf 
hingewieſen, daß das Auftreten dieſer gefahr— 
drohenden Krankheit bisher in einem weiten Gee 
biete der Provinz Brandenburg, ſowie auch in 
Poſen und Weſtpreußen feſtgeſtellt worden ſei. 
Sie mache nicht nur die Bäume ertraglos, 
ſondern drohe fie auch zu zerſtören. Bisher 
ür eine mit Froſtwirkung im Zuſammen⸗ 
hange ſtehende Erſcheinung gehalten, ſei die 
Krankheit neuerdings als eine rein infektieuſe, 
durch den Pilz Molinia fructigena hervor⸗ 
gerufene feſtgeſtellt. Sie gebe ſich in einem 
raſchen Baum- und Trockeuwerden der Blüthen⸗ 
büſchel und in einem Fortſchreiten des Ab⸗ 


Verwirklichung, vielleicht zur größten Ueber⸗ 
raſchung der chriſtlich-ſozialen Herren, unſeren 
Staat in ein Gebi.de nach dem Herzen des Herrn 
Bebel verwandeln müßte. Daß man uns wegen 
dieſer Stellungnahme als hartherzige Indivi⸗ 
dualiſten verdächtigen wird, ſehen wir voraus und 
wiſſen es zu ertragen. Man kann eben das ge: 
meingefährliche Treiben wohlmeinender aber 
ſchlecht überlegender Reformatoren mit aller Ent⸗ 
ſchiedenheit bekämpfen und doch zugleich weit 
davon entfernt fein, die ſozialen Mißſtände leicht 
zu nehmen.“ 


Der am 5. Auguſt in Leipzig ſtatt⸗ 
findende Vereinstag der preußiſchen Haus⸗ 
beſitzervereine wird fic) in erſter Reihe mit den 
Ausführungen des Kommunal⸗Abgaben⸗ 
geſetzes beſchäftigen. Das „Grundeigenthum! 
ſchreibt dazu: Wie erinnerlich, hat fic) das preußiſche 
Abgeordnetenhaus durch mehrfache Beſchlüſſe und 
ebenſo das Oberverwaltungsgericht in verſchiede— 
nen Entſcheidungen nicht auf den Standpunkt 
der Grundbeſitzer geſtellt, der das Geſetz unter 
Berückſichtigung der Verhandlungen über den 
Eutwurf und der hierbei von den Regierungs— 
vertretern abgegebenen Erklärungen dahin aus— 
legt, daß eine Heranziehung der Realſteuern nur 
zur Beſtreitung folder Gemeindebedürfuiſſe zu: 
läſſig fei, die durch Aufwendungen für den 
Grundbeſitz verurſacht ſeien und nicht in Gebüh⸗ 
ren und Beiträgen ihre Deckung fäuden. Durch 
dieſes Verhalten des Abgeordnetenhauſes und 
durch die Entſcheidungen des Oberverwaltungs 
gerichts hat der Finanzminiſter noch mehr Ober⸗ 
waſſer bekommen, und ſo iſt die Ausführung des 
Kommunalabgabengeſetzes eine derartige gewor⸗ 
den, daß ſie zu ſchweren Härten für die Grund⸗ 
beſitzer in allen Städten geführt hat. Ob eine 


Charakter ſeiner Paragraphen die Härten beſeiti⸗ 
gen wird, ſcheint bei der gegenwärtigen Lage der 
inneren politiſchen Verhältniſſe zweifelhaft und 
auch ſobald nicht zu erwarten. Jedenfalls iſt es 
zu erſtreben. Inzwiſchen müſſen die einzelnen 
Hausbeſitzer-Vereine ihre Auſmerkſamkeit darauf 
eichten, fic) denjenigen Einfluß in den Gemeinde⸗ 
vertretungen zu ſichern, der erforderlich iſt, 
weuigſtens ſchwer ſchädigende Beſchlüſſe in Bee 
zug auf die Steuervertheilung hintenanzuhalten 
und Härten zu mildern. Aufgabe der Geſamt⸗ 
heit der in den Vereinen organiſirten Haus⸗ 
beſitzer aber iſt es, in den weiteſten Kreiſen Auf⸗ 
klärung über die Wirkungen der Kommunal⸗ 
ſteuerreform und über die Verkehrtheit eines 
Kommunalſteuerſyſtems, das ſich in überwiegen⸗ 
dem Maße auf eine Bruttoertragsſteuer ſtützt 
und fo den am wenigſten Leiſtungsfähigen, ! 
am höchſten Verſchuldeten, am ſtärkſten trifft, 
zu verbreiten. Wie das am zweckmäßigſten ge⸗ 
ſchehen könne, darüber zu berathen und zu be⸗ 
ſchließen, wird eine wichtige Aufgabe des Ver⸗ 
einstags fein. Einen der zu beſchreitenden Wege 
zeichnet der Antrag Breslau vor. Er verlangt, 
an Se. Majeſtät den Kalſer und König eine 
Immediatvorſtellung zu richten, in der die Lage 
des ſtädtiſchen Grundbeſitzes, wie ſie ſich in den 
letzten Jahren insbeſondere unter dem Einfluſſe 
des Kommunalabgabengeſetzes und durch deſſen 
Ausführung geftaltet habe, eingehend darzulegen 
ſei. Um geeignete Unterlagen für eine ſolche 
Darlegung zu gewinnen, hat der Referent, 
Herr Oertel-Breslau, eingehende Erhebungen vere 
anſtaltet. 


meyer⸗Stuttgart über „Welche Ziele und Schran⸗ 


Abänderung des Geſetzes bei dem kaulſchukartigen 
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